
 

Gesetzentwurf  

Landesregierung  

Gesetz zu Staatsvertrag über die erweiterte Zuständigkeit der mit der  

Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen betrauten Bediensteten  

in den Ländern  
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 23. April 2020 den nachstehenden, durch Kabi-
nettumlaufbeschluss vom 20. April 2020 gebilligten und festgestellten Gesetzentwurf dem Land-
tag zur Beschlussfassung vor. Der Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von dem Minister des 
Innern und für Sport vertreten.  
 
 
 
A. Problem 

 Im Zusammenhang mit aufenthaltsbeendenden Maßnahmen transportieren Landesbediens-
tete ausreisepflichtige Personen häufig auch über die Ländergrenzen hinaus. Insbesondere 
im Rahmen aufenthaltsbeendender Maßnahmen auf dem Luftweg wird regelmäßig die Ver-
bringung von ausreisepflichtigen Personen zu Flughäfen anderer Länder erforderlich.  

 Etwa die Hälfte der Länder setzt zurzeit für den Vollzug von Rückführungen Bedienstete 
ein, die nicht dem Polizeivollzugsdienst angehören. 

 Während in den Polizeiorganisationsgesetzen der Länder die Befugnisse von Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und -beamten anderer Länder geregelt sind, fehlen vergleichbare aus-
drückliche Bestimmungen für die mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen 
betrauten sonstigen Bediensteten. 

 
B. Lösung 

 Eine bundesweite oder mehrseitige Lösung könnte für Entlastung beim Einsatz von Poli-
zeivollzugsbeamten sorgen, wenn spezielle Vollzugsbedienstete und nicht Polizeivollzugs-
beamte für bundesweite Transportaufgaben eingesetzt werden können. 

 Die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder hat in ihrer 208. 
Sitzung vom 6. bis 8. Juni 2018 in Quedlinburg dieses Erfordernis gesehen und beschlos-
sen, dass ein Staatsvertrag zum länderübergreifenden Einsatz von Verwaltungsvollzugs-
personal bei der Begleitung von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen erarbeitet wird, dem 
alle Länder beitreten können. 

 Mit diesem Staatsvertrag regeln die Vertragspartner nun aus Gründen der Rechtsklarheit 
die Befugnisse der nicht dem Polizeivollzugsdienst angehörenden Bediensteten der Länder. 

 
C. Befristung 

 Der Vertrag wird aufgrund der andauernden praktischen Notwendigkeit auf unbestimmte 
Zeit geschlossen; er bedarf der Kündigung durch die Vertragspartner. 

 Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft, der Staatsvertrag für Hessen 
mit der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde. 
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D. Alternativen 

 Es bestehen keine Alternativen.  
 
E. Finanzielle Auswirkungen 

1. Auswirkungen auf die Finanz-, Vermögens- oder Erfolgsrechnung 

 Keine. 

2. Auswirkungen auf die mittelfristige Finanz- und Entwicklungsplanung 

 Keine. 

3. Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände  

 Keine. 
 
F. Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen 

und Männern 

 Keine. 
  
G. Besondere Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 

 Keine. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  

 
Gesetz 

zu Staatsvertrag über die erweiterte Zuständigkeit der  
mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen  

betrauten Bediensteten in den Ländern 
 

Vom 
 
 

§ 1  

(1) Dem vom 29. August 2019 bis 21. Oktober 2019 unterzeichneten Staatsvertrag über die er-
weiterte Zuständigkeit der mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen betrauten Be-
diensteten in den Ländern wird zugestimmt.  

(2) Der Vertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 
 

§ 2  

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.  

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Art. 7 Abs. 3 in Kraft tritt, ist im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Hessen bekanntzugeben.  
 
 
 
 
Begründung 
 
Ziel dieses Vertrages ist es, die Durchführung aufenthaltsbeendender Maßnahmen nach dem Auf-
enthaltsgesetz beziehungsweise nach der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 26. Juni 2013 in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere Ab-
schiebungen, Dublin-Überstellungen und Verbringungen in spezielle Abschiebungshafteinrichtun-
gen, zu optimieren sowie Rechtsklarheit für den länderübergreifenden Einsatz von Bediensteten 
zu schaffen, die nicht dem Polizeivollzugsdienst angehören.  
 
Insbesondere im Rahmen aufenthaltsbeendender Maßnahmen auf dem Luftweg wird regelmäßig 
die Verbringung von ausreisepflichtigen Personen zu Flughäfen anderer Länder erforderlich. 
 
Etwa die Hälfte der Länder setzt zurzeit für den Vollzug von Rückführungen Bedienstete ein, die 
nicht dem Polizeivollzugsdienst angehören. In Hessen können nach Abschluss des Staatsvertrags 
auch Wachpolizisten mit diesen Aufgaben betraut werden. 
 
Während in den Polizeiorganisationsgesetzen der Länder die Befugnisse von Polizeivollzugsbe-
amtinnen und Polizeivollzugsbeamten anderer Länder geregelt sind, fehlen vergleichbare aus-
drückliche Bestimmungen für die mit der Begleitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen betrauten 
sonstigen Bediensteten.  
 
Mit diesem Staatsvertrag regeln die Vertragspartner deshalb aus Gründen der Rechtsklarheit die 
Befugnisse der nicht dem Polizeivollzugsdienst angehörenden Bediensteten der Länder. 
 
 
Wiesbaden, 23. April 2020  
  
Der Hessische Ministerpräsident 
 
Volker Bouffier 
 

Der Hessische Minister  
des Innern und für Sport 

Peter Beuth 
 

  
 
 
Anlage 



Anlage
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